Genfer Flüchtlingskonvention: 

Dies ist ein Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951. Die Vereinten Nationen versuchten nach dem zweiten Welzkrieg einer Wiederholung der grausamen Völkervertreibungen mit den Mitteln des Rechts entgegenzuwirken. Die GFK umfasst insgesamt 46 Artikeln und wurde bisher von 137 Staaten ratifiziert. Der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen ist nach Art 35GFK beauftragt die Durchführung des Abkommens zu überwachen. Wichtige Artikel sind Art 1 und Art 33 GFK. 

In Artikel 1 findet sich die Definition des Flüchtlings: 

„Im Sinne dieses Abkommens findet der Ausdruck „Flüchtling“ auf jede Person Anwendung: 

(1) Die in Anwendung der Vereinbarungen vom 12. Mai 1926 und 30. Juni 1928 oder in Anwendung der Abkommen vom 28. Oktober 1933 und 10. Februar 1938 und des Protokolls vom 14. September 1939 oder in Anwendung der Verfassung der Internationalen Flüchtlingsorganisation als Flüchtling gilt. 

Die Flüchtlingseigenschaft wird auch den Personen zuerkannt, die die Vorraussetzungen von Z2 erfüllen. 

(2) die infolge von Ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind, und aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; oder die sich als staatenlose infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren will. 
Artikel 33 spricht von der Ausweisung und Zurückweisung von Flüchtlingen. 

Art. 33 der Genfer Flüchtlingskonvention enthält das Verbot, einen Flüchtling i.S. des Art. 1 der Konvention "auf irgendeine Weise über die Grenzen von Gebieten auszuweisen oder zurückzuweisen, in denen sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht sein würde". Dieses völkerrechtlich geregelte Ausweisungs- und Zurückweisungsverbot wird international als Prinzip des non-refoulement bezeichnet.

Ein Flüchtling kann sich allerdings nicht darauf berufen wenn er eine Gefahr für die Sicherheit eines Landes oder Staates darstellt, weil er wegen eines besonders schweren Verbrechens bereits rechtskräftig verurteilt wurde. 

Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl – Asylgesetz 1997:

Das AsylG besteht insgesamt aus 46§ und ist in 9 Abschnitte gegliedert. Im ersten Abschnitt findet man Begriffsbestimmungen. 

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist

1. die Genfer Flüchtlingskonvention die Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974;

2. Asyl das dauernde Einreise- und Aufenthaltsrecht, das Österreich Fremden nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt;

3. Asylwerber(in) ein Fremder ab Einbringung eines Asylantrages bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens oder bis zu dessen Einstellung;

4. Herkunftsstaat der Staat, dessen Staatsangehörigkeit Fremde besitzen, oder - im Falle der Staatenlosigkeit - der Staat ihres früheren gewöhnlichen Aufenthaltes; 

5. Asylberechtigter ein Fremder, der nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Asyl erlangt hat, und dem dieses Recht nicht aberkannt wurde oder der nicht auf sein Recht auf Asyl verzichtet hat (§ 13a);

6. Familienangehöriger, wer Elternteil eines minderjährigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung unverheiratetes minderjähriges Kind (Kernfamilie) eines Asylwerbers oder eines Asylberechtigten

7. unbegleiteter Minderjähriger, wer vor Vollendung des 18. Lebensjahres Asylwerber ist und dessen Interessen nicht von seinem gesetzlichen Vertreter wahrgenommen werden können.

Im zweiten Abschnitt des Asylgesetztes geht es um den Schutz der Flüchtlinge in Österreich. 

Umfang des Schutzes: 

Gemäß § 2 AsylG erlangen Fremde, die sich im Bundesgebiet aufhalten nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Asyl und sogleich die Feststellung, dass sie damit kraft des Gesetzes Flüchtlinge sind (Abs. 1). Wenn ein Fremder einen Asylantrag gestellt hat und nach Abs. 1 kein Asyl erlangen würde, so wird diesem Asyl dennoch gewährt, wenn eine Abschiebung Art 2 und Art 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention der Menschenrechte verletzten würde. Die Aufenthaltsberechtigung ist dann allerdings befristet (Abs. 2). 

Familienangehörige die einen Asylantrag gestellt haben, erlangen dieselbe rechtliche Stellung wie der Fremde (Abs.3).

Art 2 EMRK: Recht auf Leben

Art 3 EMRK: Verbot der Folter

Asylantrag:

Mit dem Asylantrag wird das Begehren auf Gewährung von Asyl verbunden, nicht aber die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft (§3 Abs.1 AsylG). 

Der Asylantrag gilt als gestellt, wenn der Fremde in welcher Weise auch immer gegenüber einer Sicherheitsbehörde oder einem Organ des öffentlichen Dienstes zu erkennen gibt, dass er Schutz vor Verfolgung in Österreich sucht (Abs. 2). Die Einbringung des Antrags muss entweder persönlich oder vor einem Organ des öffentlichen Dienstes geschehen (Abs. 3). 

Unzulässige Asylanträge wegen Drittstaatsicherheit:

In den §§ 4 und 4a geht es um unzulässige Asylanträge wegen Drittstaatsicherheit. Ein Ausländer, der aus einem sicheren Drittstaat einreist, kann sich nicht mehr auf das Grundrecht auf Asyl berufen. Ihm ist bereits an der Grenze durch die Grenzbehörden die Einreise zu verweigern, ohne dass er ins Asylverfahren aufgenommen wird. Sofern keine Ausnahmen gegeben sind ist die Drittstaatsicherheit in Liechtenstein und der Schweiz gegeben (§4 Abs.2). 

Schutz im sicheren Drittstaat ist ebenfalls für Fremde gewährt, wenn ihnen in einem Staat, in dem sie nicht gem. § 57 Abs.1 oder Abs.2 FrG bedroht sind, ein Asylverfahren offen steht oder im Wege über andere Staaten gesichert ist (§ 4a Abs.1). 

Verbot der Abschiebung, Zurückschiebung und Zurückweisung

§ 57. (1) Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde.

(2) Die Zurückweisung oder Zurückschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974).

Die Vorraussetzungen des Abs. 1 sind: 

- Der jeweilige Staat muss die GFK ratifiziert haben und 

- ein Asylverfahren muss gesetzlich eingerichtet sein. 

Abs. 3 besagt, dass der Schutz im sicheren Drittstaat als unbeachtlich anzusehen ist, wenn: 

1. die Asylwerber EWR-Bürger (Europäischer Wirtschaftsraum) sind oder
2. den Eltern minderjähriger, unverheirateter Asylwerber in Österreich Asyl oder subsidiärer (helfend, unterstützend) Schutz gewährt wurde oder
3. den Ehegatten oder minderjährigen Kindern der Asylwerber in Österreich Asyl oder subsidiärer Schutz gewährt wurde.

Unzulässige Asylanträge wegen vertraglicher Unzuständigkeit oder wegen Unzuständigkeit auf Grund eines unmittelbar anwendbaren Rechtsaktes der Europäischen Union:

Gemäß § 5 ist ein Asylantrag auch zurückzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18. Feber 2003 zur Prüfung des Antrages zuständig ist. Gleichzeitig muss auch mittels dem Zurückweisungsbescheid festgestellt werden welcher Staat zuständig ist. 
Gemeinsame Bestimmungen für unzulässige Asylanträge:

§ 5a besagt, dass die Zurückweisung des Asylantrages gem. §§ 4, 4a oder 5 mit einer Ausweisung zu verbinden ist, welche mit der Erlassung durchsetzbar ist (Abs. 1). Können Fremde, deren Asylantrag gemäß der §§ 4 oder 4a als unzulässig zurückgewiesen wurde, aus faktischen Gründen, die nicht im Verhalten des Fremden begründet sind, binnen zweier Monate nach Erlassung des Bescheides nicht zurückgeschoben oder abgeschoben werden, so tritt dieser außer Kraft (Abs. 2). 
Offensichtlich unbegründete Asylanträge:

Asylanträge sind als offensichtlich unbegründet abzuweisen wenn: 

1. der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat kommt oder als Staatenloser in diesem einen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. der Asylwerber die Asylbehörde ganz bewusst (mit dem Wissen über die Konsequenzen) über die wahre Identität, die Staatsangehörigkeit oder die Echtheit der Dokumente täuscht.
3. der Asylwerber keine Asylgründe oder subsidiäre Schutzgründe geltend macht.

4. das Vorbringen des über einen Flugplatz angereisten Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich den Tatsachen nicht entspricht. 

Als sichere Herkunftsstaaten gelten die Mitgliedsstaaten der EU, Australien, Island, Kanada, Liechtenstein, Neuseeland, Norwegen und die Schweiz. 

Asyl auf Grund Asylantrages:

§ 7: Die Behörde hat Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flüchtlingskonvention) droht und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 

Subsidiärer Schutz:

§ 8: Wird ein Asylantrag abgewiesen, so muss die Behörde von Amts wegen mittels Bescheid feststellen, ob die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Herkunftsstaat zulässig ist (Abs. 1). Wenn die Überprüfung der Kriterien des Abs. 1 ergibt dass eine Zurückschiebung, Zurückweisung oder Abschiebung zulässig ist, muss die Behörde den Bescheid mit einer Ausweisung verbinden (Abs. 2). 

Asyl von Amts wegen:

§ 9: Fremden ist von Amts wegen und ohne weiteres Verfahren mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn sich die Republik Österreich völkerrechtlich dazu bereit erklärt hat. 

Familienverfahren: 

§ 10: (1) Familienangehörige (§ 1 Z 6) eines
1. Asylberechtigten;
2. subsidiär Schutzberechtigten (§§ 8 in Verbindung mit 15) oder
3. Asylwerbers
stellen einen Antrag auf Gewährung desselben Schutzes. Für Ehegatten gilt dies überdies nur dann, wenn die Ehe spätestens innerhalb eines Jahres nach der Einreise des Fremden geschlossen wird, der den ersten Asylantrag eingebracht hat.
(2) Die Behörde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehörigen eines Asylberechtigten mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, mit dem Angehörigen in einem anderen Staat nicht möglich ist.

(4) Befindet sich der Familienangehörige eines subsidiär Schutzberechtigten im Ausland, kann der Antrag auf Gewährung desselben Schutzes gemäß § 16 drei Jahre nach Schutzgewährung gestellt werden.

Flüchtlingseigenschaft:

§ 12: Die Entscheidung, mit der Fremden von Amts wegen oder auf Grund Asylantrages Asyl gewährt wird, ist mit der Feststellung zu verbinden, dass dem Fremden damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

Ausschluss von der Asylgewährung:

§ 13: (1) Asyl ist ausgeschlossen, wenn einer der in Art. 1 Abschnitt F der GFK genannten Ausschlussgründe vorliegt. 

(2) Asyl ist weiters ausgeschlossen, wenn Fremde aus gewichtigen Gründen eine Gefahr für die Sicherheit der Republik darstellen oder von einem inländischen Gericht wegen eines besonders schweren Verbrechens rechtskräftig verurteilt worden sind und wegen dieses strafbaren Verhaltens eine Gefahr für die Gemeinschaft bedeuten.

Asylverzicht:
§ 13a: Asylberechtigte können mit schriftlichem, persönlich vor dem Bundesasylamt eingebrachtem Antrag auf das ihnen von der Republik Österreich gewährte Recht auf Asyl verzichten. Dieser Verzicht ist ihnen zu bescheinigen; bis zu ihrer Ausreise ist diesen Fremden vom Bundesasylamt einmalig ein Aufenthaltsrecht von drei Monaten zu gewähren.“
Verlust des Asyls:

§ 14: Asyl ist von Amts wegen mit Bescheid abzuerkennen, wenn

1. Asyl auf Grund eines Asylantrages oder von Amts wegen gewährt wurde und einer der in der GFK angeführten Endigungsgründe eingetreten ist;

2. die Fremden den Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen in einem anderen Staat haben;

3. einer der in der GFK genannten Ausschlussgründe eingetreten ist;

4. die Fremden aus gewichtigen Gründen eine Gefahr für die Sicherheit der Republik darstellen oder von einem inländischen Gericht wegen eines besonders schweren Verbrechens verurteilt worden sind. 

2) In den Fällen einer Aberkennung hat die Behörde mit der Aberkennung die Feststellung zu verbinden, dass damit dem Betroffenen die Flüchtlingseigenschaft kraft Gesetzes nicht mehr zukommt. 

(3) Mit einer Aberkennung gemäß Abs. 1 Z 4 und 5 hat die Behörde eine Feststellung darüber zu verbinden, ob die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der Fremden in den Herkunftsstaat zulässig ist (§ 57 FrG). 

(4) Eine Aberkennung des Asyls gemäß Abs. 1 Z 1 oder 2 ist nicht mehr zulässig, wenn seit der Asylgewährung bereits fünf Jahre oder seit Einbringung des für die Asylgewährung maßgeblichen Antrages bereits acht Jahre verstrichen sind und die Fremden ihren Hauptwohnsitz im Bundesgebiet haben. In solchen Fällen hat die Behörde die nach dem Fremdengesetz zuständige Behörde vom Sachverhalt zu verständigen. 

(5) Erwerben Fremde, denen Asyl gewährt wurde, die Staatsbürgerschaft eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder wird ihnen in den Fällen des Abs. 4 eine unbefristete Niederlassungsbewilligung (§ 23 Abs. 7 FrG) Kraft. 

Befristete Aufenthaltsberechtigung:

§ 15: Eine Verlängerung befristeter Aufenthaltsberechtigungen obliegt dem Bundesasylamt (Abs. 1). Die befristete Aufenthaltsberechtigung ist für höchstens ein Jahr und nach der zweiten Verlängerung für jeweils höchstens drei Jahre zu bewilligen (Abs. 2). Im Familienverfahren ist die befristete Aufenthaltsberechtigung  für alle mit der gleichen Gültigkeitsdauer zu erteilen (Abs. 3). 

